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 Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 10:

Beratung der Unterrichtung durch den Parlamen-
tarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung

Europäische Nachhaltigkeitsstrategie

– Drucksache 17/5295 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (f)
Innenausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss für Gesundheit
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung
Ausschuss für Tourismus
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
Haushaltsausschuss

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen.

(Unruhe)

– Das ist doch kein Grund, zu randalieren. Wenn diejeni-
gen, die an diesem Punkt nicht mehr teilnehmen wollen,
unauffällig den Saal verlassen, finden diejenigen, die
dazu jetzt das Wort erhalten, umso ungeteiltere Auf-
merksamkeit. Darf ich vorher feststellen, dass es Einver-
nehmen dazu gibt, dass die Aussprache eine halbe
Stunde dauern soll? – Das ist offenkundig der Fall. Dann
verfahren wir so.

Ich eröffne die Aussprache und erteile zunächst dem
Kollegen Tankred Schipanski für die CDU/CSU-Frak-
tion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Tankred Schipanski (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Nach intensiven Beratungen in den letzten Monaten wer-
fen wir heute einen Blick über unsere nationale Nachhal-
tigkeitsstrategie hinaus auf die europäische Perspektive
nachhaltiger Entwicklung. Ich freue mich sehr, dass es
gelungen ist, die Unterrichtung im fraktionsübergreifen-
den Konsens ohne Sondervoten einzelner Fraktionen im
Beirat zu verabschieden. Dies unterstreicht noch einmal
den Ansatz, nachhaltige Entwicklung legislaturperioden-
übergreifend und jenseits politischer Auseinandersetzun-
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gen zu begleiten. Allen, die hieran mitgewirkt haben,
danke ich im Namen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
sehr herzlich.

Alois Glück, der ehemalige bayerische Landtagsprä-
sident und Vordenker zum Thema Nachhaltigkeit, be-
zeichnete das Prinzip der Nachhaltigkeit als den zentra-
len Kompass, wenn wir einen guten Weg in die Zukunft
gestalten wollen.

Der Begriff „Nachhaltigkeit“ wird dabei von zwei Di-
rektiven bestimmt, nämlich dem Längerfristigen und
dem Ganzheitlichen. Diese beiden Parameter haben wir
bei den Beratungen zur EU-Nachhaltigkeitsstrategie er-
leben können. Wir haben herausgearbeitet, dass die EU-
Nachhaltigkeitsstrategie mehr und längerfristiger ist als
die Strategie „Europa 2020“. Und wir haben gespürt, wie
ganzheitlich die Fragestellungen sind. Von daher ist es
lobenswert, dass wir anhand von zehn Themenfeldern
sowie Indikatoren strukturiert gearbeitet haben, um un-
seren Kolleginnen und Kollegen im Parlament einen
Überblick über diese breite Materie zu geben.

Von daher können wir heute gar nicht auf alle Berei-
che eingehen, sondern ich darf mich auf einige wesentli-
che Aspekte konzentrieren. Bei der Bewertung der euro-
päischen Nachhaltigkeitsstrategie ergibt sich insgesamt
ein sehr gemischtes Bild. In einigen Bereichen liegt die
EU weit vorne, in vielen Bereichen sind allerdings noch
erhebliche Anstrengungen notwendig. Eine wichtige Er-
kenntnis bei der Betrachtung der einzelnen Indikatoren
ist, dass einige Länder Vorreiter sind und andere um ein
Vielfaches dahinter zurückliegen.

Dies zeigt, dass Nachhaltigkeit und Leitlinien nach-
haltiger Entwicklung noch nicht überall in der EU als
wichtiges Zukunftsinstrument in die Politik integriert
sind. Hier ist aus unserer Sicht die EU gefordert, in allen
Mitgliedstaaten für eine entsprechende Ausrichtung na-
tionaler Strategien zu werben.

Dabei kämpft die europäische Nachhaltigkeitsstrate-
gie im Gegensatz zu unserer nationalen mit einem gra-
vierenden Geburtsfehler: Die zur Begleitung der Strate-
gie erforderlichen Indikatoren sind nicht politisch
konsentiert, sondern von Eurostat entwickelt und ohne
politische Beratung eingeführt worden. Entsprechend
niedrig ist ihre Relevanz.

Aus unserer Sicht ist es zwingend erforderlich, dass
sich die EU bei der Weiterentwicklung der europäischen
Nachhaltigkeitsstrategie auch die Zeit nimmt, die Indi-
katoren politisch zu diskutieren. Nur so kann es gelin-
gen, die Verzahnung der europäischen Nachhaltigkeits-
strategie und der nationalen Nachhaltigkeitsstrategien zu
verbessern. Bei unserer gemeinsamen Befassung mit der
europäischen Nachhaltigkeitsstrategie haben wir auch
feststellen können, wie gut der Parlamentarische Beirat
für nachhaltige Entwicklung im deutschen Parlament
verankert ist.

Mit klaren Aufgaben und Kompetenzen treiben wir
unsere nationale Nachhaltigkeitsstrategie voran. Solch
klare Kontrollmechanismen bezüglich der Umsetzung
der Europäischen Nachhaltigkeitsstrategie fehlen in der
EU.
Die EU-Nachhaltigkeitsstrategie enthält neben zahl-
reichen wichtigen und sinnvollen Indikatoren aber auch
einige, bei denen durchaus kritisch hinterfragt werden
sollte, ob diese Indikatoren uns wirklich weiterbringen.
Hierzu gehört der Indikator „gute Staatsführung“. Si-
cherlich ist eine gute Staatsführung mit Blick auf eine
nachhaltige Entwicklung wichtig. Allerdings ist die Be-
wertungsgrundlage des Indikators bemerkenswert: Eine
Vertrauenserklärung gegenüber dem EU-Parlament von
mehr als der Hälfte der EU-Bürger als positiven Befund
zu werten, ist vor dem Hintergrund, dass die Wahlbetei-
ligung zum Europaparlament beständig abnimmt, sehr
gewagt. Auch die Quote von 98,5 Prozent als Zielvor-
gabe für die Umsetzung des Gemeinschaftsrechts durch
die nationalen Regierungen sagt kaum etwas über die
gute Staatsführung der EU aus, müsste doch diese Quote
bei 100 Prozent liegen.

Letztlich sind die vorhandenen Indikatoren eher frag-
würdig, sodass der Parlamentarische Beirat zu Recht
empfiehlt, dieses Themenfeld aus dem Bereich der Indi-
katoren zu streichen und als ein weiteres Thema von be-
sonderer Bedeutung ohne Indikatorenmessungen in den
allgemeinen Teil der Nachhaltigkeitsstrategie zu verla-
gern.

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss.
Nachhaltigkeit muss Leitprinzip der europäischen Poli-
tik sein sowie umfassend und konsequent Berücksichti-
gung finden. Die Nachhaltigkeitsstrategie ist eine Zu-
kunftsstrategie: Wenn Nachhaltigkeit als politische,
gesellschaftliche und ökonomische Querschnittsaufgabe
begriffen wird, kann sie zum Innovationsmotor werden.
Technologischer, ökonomischer und gesellschaftlicher
Fortschritt muss sich an diesem Prinzip messen lassen.
Wichtig ist dabei, dass die Leitlinien nachhaltiger Ent-
wicklung auf der europäischen Ebene nicht zugunsten
kurzfristiger Zielvorgaben verdrängt werden.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Nächster Redner ist der Kollege Franz Müntefering

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Franz Müntefering (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es

wurde schon gesagt: Europa hat den Fortschrittsbericht
zur Europäischen Nachhaltigkeitsstrategie vorgelegt.
Wir haben als Parlamentarischer Beirat für nachhaltige
Entwicklung das Thema aufgenommen und einen Be-
richt an den Bundestag gegeben. Die Drucksache liegt
vor. Heute findet eine kurze Debatte statt.

Wir haben Fragen gestellt, weil wir wissen wollten,
wie denn die Entwicklung in Europa ist, wie synchron
sie in den Mitgliedsländern läuft bzw. in welchem Maße
sie nicht übereinstimmt. Die erste Frage, die wir gestellt
haben, ging an die Bundesregierung. Wir haben gefragt,
wie sie denn die Indikatoren, die Europa benutzt, sieht.
Wir haben festgestellt – das war ziemlich ernüchternd –,
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dass die Indikatoren, mit denen Europa den Fortschritt
misst, nicht von den Mitgliedstaaten anerkannt worden
sind. Die Mitgliedstaaten sind zwar beteiligt worden,
aber im Endergebnis ist es so, dass die Mitgliedstaaten
und Europa den Fortschritt mit unterschiedlichen Maß-
einheiten messen. Das ist nicht gut. Deshalb muss man
versuchen, dies zu synchronisieren. Das ist notwendig,
damit man weiß, worüber man redet, wenn man über
Nachhaltigkeit und Fortschritt miteinander spricht.

(Beifall bei der SPD)

Trotzdem ist es wichtig und richtig, dass wir uns auch
über die Inhalte austauschen und das, was wir erkennen
können, ansprechen, soweit das in so kurzer Zeit hier
möglich ist. Ich nenne ein paar Stichworte.

Stichwort „natürliche Ressourcen“. Es ist klar gewor-
den, dass es in Europa immer weniger Wälder und im-
mer weniger Grün gibt, Wasser im vergleichbaren Um-
fang wie in den Jahren zuvor genutzt wird. Wenn man
das zu der schlichten Wahrheit in Relation setzt, dass die
Bevölkerungszahl in Deutschland von jetzt 81 Millionen
auf 68 Millionen bis zum Zeitraum 2050/2060 sinken
wird, stellt sich die Frage, wie wir unsere Landschaft be-
planen und welche Konsequenzen sich aus solchen Zah-
len für die Zukunft des Landes ergeben. Eines müssen
wir jedenfalls lernen. Bei den meisten von uns in
Deutschland ist im Kopf, dass der Mangel an Wasser
und Grün hauptsächlich andere Kontinente betrifft. Aber
auch Europa ist davon in hohem Maße und in immer
stärkerem Maße betroffen. Es ist wichtig, dass wir dieses
Problem nicht unterschätzen.

(Beifall bei der SPD)

Stichwort „öffentliche Gesundheit“. Ich spreche das
Thema an, weil es in Europa durchgängig so ist, dass
arm zu sein, also wenig Geld zu haben, immer mit einer
unterdurchschnittlichen Versorgung im Gesundheitsbe-
reich verbunden ist. Das ist ein deutsches Problem und
auf jeden Fall in Europa ein weitverbreitetes Problem
und deshalb etwas, was wir im Blick haben müssen und
was in die europäischen Kategorien stärker einbezogen
werden muss.

Stichwort „soziale Sicherheit und Einbeziehung in
unsere Gesellschaft“. Die Trennung zwischen Arm und
Reich wird größer, die Schere geht weiter auseinander.
Wir glauben, dass die Instrumente, die Europa nutzt, um
das zu messen, nicht besonders aufschlussreich sind.
Man nimmt die reichsten 20 Prozent und die ärmsten
20 Prozent, aber die Extreme sind dann nicht wirklich zu
erkennen. Jedenfalls ist das eine Entwicklung, die in Eu-
ropa durchgängig zu beobachten ist.

10 Prozent der jungen Leute in Europa kommen ohne
Abschluss aus der Schule. Wir sind in Deutschland et-
was besser geworden: Anfang dieses Jahrhunderts waren
es pro Jahr 89 000, inzwischen sind es 58 000. Aber be-
ruhigen kann uns das nicht. Das sind in zehn Jahren un-
gefähr 600 000 junge Leute, die ohne Schulabschluss in
Arbeitslosigkeit und Perspektivlosigkeit geschoben wer-
den. Deshalb ist dieses Thema – 10 Prozent der jungen
Leute in Europa kommen ohne Abschluss aus der
Schule – eine der größten Herausforderungen, vor denen
Europa steht. Das muss auch in Europa auf die Tages-
ordnung gesetzt werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn wir die junge Generation ernst nehmen wollen,
muss dieses Thema neben allen anderen wichtigen The-
men, die wir in Europa zu besprechen haben, auf die Ta-
gesordnung; denn die Wirkungen sind noch in 20 oder
30 Jahren in aller Massivität zu spüren.

Es ist festgestellt worden, dass in Deutschland, aber
auch in anderen Ländern die Frauen in der Entlohnung
deutlich schlechter gestellt sind als die Männer. Das ist
oft genug konstatiert worden und muss nun endlich be-
hoben werden, sowohl in Deutschland als auch an-
derswo.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Stichwort „Demografie“. Die Altersarmut ist in den
letzten sieben Jahren in Europa gewachsen. Wir haben
eine lange Phase in Europa gehabt, wo die ältere Genera-
tion relativ besser dastand als die jüngere. In den letzten
sieben Jahren hat sich dieser Trend verändert. Wenn man
sich nun klarmacht, dass in Deutschland, aber auch in
Europa insgesamt die Lebenserwartung steigt, dass die
Zahl der Älteren zunimmt, und wenn man davon aus-
geht, dass sie weniger verfügbar haben, stellt man fest,
dass es hier um eine Frage nicht nur sozialer Dimension,
sondern auch ökonomischer Dimension geht. Die Bin-
nenkaufkraft und die Leistungsfähigkeit werden an die-
ser Stelle abnehmen. Das ist nicht nur ein Minus an
Lebensqualität, sondern, was die volkswirtschaftliche
Dynamik angeht, auch eine große Gefahr, die wir sehen
müssen.

Was die Beschäftigung und die Arbeitsplätze im Be-
reich der 55- bis 64-Jährigen angeht, ist Europa ein
Stück vorangekommen; die Beschäftigung liegt bei etwa
50 Prozent. Wir sind in Deutschland bei etwa 60 Pro-
zent. 1998 waren wir bei etwa 36 Prozent. Das ist eine
gute Entwicklung; aber trotzdem bleibt es nötig und
dringend erforderlich, in ganz Europa auch den Älteren
eine Chance zu geben, am Arbeitsmarkt teilzuhaben.

(Beifall bei der SPD)

Ich nenne drei Punkte, die uns in dem, was Europa
uns geliefert hat, fehlen. Es gibt erstens keine qualifi-
zierte Auseinandersetzung mit den Finanzen, weder mit
den öffentlichen Finanzen, mit den Haushalten, noch mit
der privaten Finanzindustrie. Das ist hochärgerlich.
Denn Nachhaltigkeitspolitik kann sich nicht darauf redu-
zieren lassen, zu versuchen, die verschüttete Milch auf-
zunehmen, sondern wir müssen auch als Politik auf die
öffentlichen Finanzen und die private Finanzindustrie
Einfluss haben. Sonst kann man nachhaltige Politik in
Europa nicht organisieren. Auch das ist eine Konse-
quenz aus dem, was wir da lesen.

(Beifall bei der SPD)
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In dem gesamten Bericht fehlt zweitens die Integra-
tion, die Inklusion, ein Thema, das wir dringend aufneh-
men müssen in Europa, in Bezug auf Zuwanderung, auf
Einwanderung, aber auch auf Binnenwanderung in Eu-
ropa. Was findet da eigentlich statt? Was bedeutet das?
Wer soziale Stabilität haben will, muss sich auch um die-
ses Thema kümmern.

Drittens steht in dem Bericht nichts zur Demokratie.
Ich finde, das ist eine Schwäche, die wir uns nicht leisten
können. Europa hat viele Probleme. Wir haben auch das
Problem, dass wir immer wieder neu aufpassen müssen,
dass die Demokratie auch stimmt, dass die Menschen-
rechte eingehalten werden, dass die Medienöffentlich-
keit garantiert ist, und zwar in ganz Europa; ich will gar
keine Adressen nennen.

(Beifall bei der SPD)

Das ist etwas, über das wir miteinander sprechen müs-
sen. Wir müssen aufpassen, dass die Demokratie nicht
partiell nur noch formal vorhanden ist und von der Sub-
stanz her den Anforderungen nicht genügt wird.

Nun haben wir unseren Bericht gegeben. Der Bundes-
tag und die Bundesregierung lesen das hoffentlich, spre-
chen darüber und erkennen, dass etwas getan werden
muss. Durch Reden allein passiert nichts; wir haben oft
genug darüber geredet. Deshalb die Aufforderung des
Parlamentarischen Beirats: Lasst uns die Dinge mitei-
nander anpacken und Europa organisieren und voran-
bringen, nicht nur bei den großen Themen, die uns jeden
Tag berühren, sondern auch da, wo es konkret um die
einzelnen Menschen und deren Lebensqualität geht.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Die Rede des Kollegen Johannes Vogel für die FDP-

Fraktion wird zu Protokoll genommen.1)

Nächster Redner ist der Kollege Ralph Lenkert für die
Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Geehrte Kolleginnen

und Kollegen! Nachhaltigkeit ist in aller Munde. Des-
halb hat auch die EU eine Nachhaltigkeitsstrategie. Lei-
der scheint sie aber eher nur auf dem Papier zu stehen,
als dass sie eine Handlungsgrundlage ist. Das hat auch
der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung
des Bundestages festgestellt.

Alles andere als nachhaltig war der Druck der EU auf
Griechenland, für den Euro-Rettungsschirm Löhne, Ge-
hälter und Investitionen zu kürzen. Wie von der Linken
vorausgesagt, brach daraufhin die Wirtschaftsleistung
ein. Das war unverantwortlich.

(Beifall bei der LINKEN)

1)  Anlage 6
Verantwortlich wäre gewesen, die gravierende Steuer-
hinterziehung in Griechenland – nach Schätzungen geht
es hier um 30 Milliarden Euro pro Jahr – zu bekämpfen.
Diese einseitige, nicht nachhaltige Politik verurteilt die
Linke. Jetzt, ein Jahr nach dem Ausbruch der griechi-
schen Finanzkrise, plant der griechische Finanzminister,
mit 3 000 zusätzlichen Beamten die Steuerhinterziehung
zu bekämpfen und so die Staatseinnahmen zu erhöhen.
Das ist der Anfang einer nachhaltigen Finanzpolitik.

(Beifall bei der LINKEN)

In der Bundesrepublik werden jedes Jahr weit über
50 Milliarden Euro Steuern hinterzogen. Jeder zusätzli-
che Steuerprüfer holt davon etwa 1 Million Euro in die
Staatskasse zurück. Deshalb fordert die Linke mehr
Steuerprüfer.

(Beifall bei der LINKEN)

Das wäre für den Bundeshaushalt nachhaltig und ein
Schritt zu mehr Gerechtigkeit. Jeder Lohnsteuerzahler
wird überprüft, aber Betriebsinhaber und Millionäre ha-
ben wegen fehlenden Personals in den Finanzämtern
gute Chancen, bei Schummeleien nicht erwischt zu wer-
den.

(Dr. Stefan Kaufmann [CDU/CSU]: So ein
Schwachsinn sondergleichen! Noch nie eine
Firma von innen gesehen und dann so einen
Scheiß erzählen!)

Das ist nicht nur ungerecht, sondern auch nicht nachhal-
tig.

Bei Empfängern von ALG II, beim Kindergeld, beim
BAföG und beim Wohngeld wird gnadenlos überwacht.
Der kleinste Fehler eines Leistungsempfängers führt
zum Verlust von Leistungen und beim Bezug von
ALG II zu erbarmungslosen Sanktionen. Wer Steuern in
Millionenhöhe hinterzogen hat, geht bei rechtzeitiger
Selbstanzeige straffrei aus.

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Quatsch!
Stimmt doch gar nicht! Es gibt keine Straffrei-
heit mehr!)

Da sagt die Linke: So nicht!

(Beifall bei der LINKEN)

Auch in anderen Bereichen wird bei der Nachhaltig-
keit geschludert. Zum Schutz des Klimas legte die EU
neue Grenzwerte für das Treibhauspotenzial von Kälte-
mitteln in Klimaanlagen von Pkw fest. Dabei wurde aber
nicht nur die Begrenzung des internen Energiever-
brauchs der Klimaanlagen vergessen; auch der Gesund-
heitsschutz kam unter die Räder. Zum Schutz des Klimas
wurde für neue Pkw-Typen ein Verbot des Einsatzes des
bisherigen Klimakillers R 134 a erlassen. Die EU hoffte
auf den Einsatz von CO2, doch die Autoindustrie setzte,
um Entwicklungskosten zu sparen, auf R 1234 yf statt
CO2. Im Falle einer undichten Klimaanlage oder eines
Feuers nach einem Unfall entsteht daraus aber Fluss-
säure, welche die Lungen von Insassen, Helfern und Un-
beteiligten verätzen kann. Das ist ein Skandal.

Die Linke forderte sofort ein Verbot des Einsatzes ge-
sundheitsgefährdender Kühlmittel in Pkw. Aber statt mit
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uns gemeinsam einen Weg zu finden, wie dieses Ge-
sundheitsrisiko verhindert werden kann, schmetterten
Sie von der Regierungskoalition unsere Initiative ab. Im
September sollen die ersten Pkw mit dem Kühlmittel
R 1234 yf im Handel sein. Das kann doch nicht ihr Ernst
sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir fordern Sie auf, eine Entscheidung zu treffen, die
dazu führt, dass kein einziger Mensch verletzt werden
kann.

Jetzt komme ich zur Nachhaltigkeitsprüfung zurück.
Hätte es in diesem Fall eine Nachhaltigkeitsprüfung ge-
geben, wäre der Skandal nicht passiert. Hätten wir mehr
Finanzbeamte und Steuerprüfer, zum Beispiel 500 in
Nordrhein-Westfalen, könnten wir die Finanzen der
Bundesrepublik nachhaltig verbessern.

Wir, Die Linke, unterstützen die Arbeit des Parlamen-
tarischen Beirats für Nachhaltigkeit, weil über die Nach-
haltigkeitsprüfung Fehler erkannt werden können. Wir
haben nur eine Welt und ein Leben, und deshalb müssen
wir sorgsam damit umgehen. Das ist der Kern von Nach-
haltigkeit.

(Beifall bei der LINKEN – Manfred Grund 
[CDU/CSU]: Das war nix!)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt die

Kollegin Frau Dr. Wilms das Wort.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Meine Damen und Herren! Nach dem kurzen Ausflug in
die Autoklimaanlagenwelt möchte ich auf das zurück-
kommen, was wir im Parlamentarischen Beirat für nach-
haltige Entwicklung machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU)

Nach knapp vier Monaten steht wieder eine Unter-
richtung durch den Parlamentarischen Beirat für nach-
haltige Entwicklung auf der Tagesordnung dieses Hohen
Hauses. Vielleicht fragen Sie sich, warum wir nicht mehr
Papiere auf den Tisch legen. Das kann ich Ihnen gerne
erklären, gerade auch den Zuschauerinnen und Zuschau-
ern auf der Tribüne: Es dauert mehrere Monate, bis wir
im Beirat ein Papier zustande bringen; denn wir arbeiten
anders als in den Ausschüssen, nämlich interfraktionell.
Für das, was wir hier auf den Tisch legen, wollen wir die
Zustimmung aller fünf Fraktionen dieses Hohen Hauses
erreichen. Deshalb handelt es sich um eine ganz beson-
dere Debatte. Wir einigen uns auf einen gemeinsamen
Nenner, den wir im Hause über lange Zeit beibehalten
können, hinter dem wir alle stehen können – und dies
heute zu einem Papier quer durch alle Themenfelder,
nämlich zur Europäischen Nachhaltigkeitsstrategie. Das
ist unsere Arbeitsweise im Parlamentarischen Beirat.

Europakritiker und Europaskeptiker haben in den ver-
gangenen zwei bis drei Jahren nicht wenige Argumente
an die Hand bekommen. Finanzmarktkrisen und Ret-
tungsschirme bestätigen Skeptiker und Kritiker. Laut
Eurobarometer glaubten Ende 2010 nicht einmal die
Hälfte der EU-Bürger, dass die Krise überwunden sei. In
Deutschland waren es sogar etwas mehr als die Hälfte.
Diese Skepsis ist nicht verwunderlich, wenn man sich
den Bericht des europäischen Statistikamtes zur Euro-
päischen Nachhaltigkeitsstrategie anschaut.

Die Tagung des Beirats, die Ende März in Brüssel zu-
sammen mit den Kollegen aus der EU stattgefunden hat,
zeigte auch, dass dort bislang insgesamt nur ein geringes
Interesse am Thema Nachhaltigkeit vorhanden ist. Ein
nachhaltiger Staatshaushalt ist schließlich kein Thema,
mit dem man Stimmen gewinnen kann; im Gegenteil:
Sparprogramme werden in Europa sogar bestreikt. Bei
der Nachhaltigkeit geht es aber um weit mehr. Es geht
um die Zukunftsfähigkeit jedes einzelnen Staates und
von Europa als Ganzes,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

und zwar nicht nur im Bereich Finanzen, sondern auch
in den Bereichen Ökologie und sozialer Zusammenhalt.

Lassen Sie mich das am Beispiel Verkehr darstellen.
2008 hatte der Verkehr mit knapp einem Drittel den
größten Anteil am Endenergieverbrauch in Europa. Hier
steckt also ein riesiges Potenzial für Energieeinsparung.
Das ist aber auch eine enorme Herausforderung. Das
Güterverkehrsvolumen stieg seit 2000 um ein Viertel an.
Laut Prognosen wird es noch weiter steigen. Wie kom-
men wir aus dieser Falle heraus? Das Zauberwort für
nachhaltigen Verkehr heißt: Kostenwahrheit. Jedes Ver-
kehrsmittel muss für sämtliche Umweltbeeinträchtigun-
gen aufkommen. Nur dann haben auch umweltfreund-
liche Verkehrsmittel eine reelle Chance.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

All diese Herausforderungen haben eines gemeinsam:
Wir brauchen einen Systemwechsel, einen neuen Denk-
ansatz. Derzeit wird überwiegend der Produktionsfaktor
Arbeit besteuert, der Produktionsfaktor Boden bzw. Na-
tur dagegen kaum. Scheinbar waren Ressourcen immer
in unendlicher Menge vorhanden. Diese Annahme ist
falsch. Unsere Erde ist nicht reproduzierbar, bislang je-
denfalls. Lassen wir unseren Nachkommen auch noch
etwas davon übrig.

Die Nachhaltigkeitsziele in Europa müssen Priorität
erhalten und über allen anderen bereichsübergreifenden
Zielen stehen, auch über der Wachstumsstrategie Europa
2020. Vor allen Dingen muss sich Europa endlich die
Mühe machen, diese Ziele politisch zu debattieren und
festzulegen und das Ganze nicht nur über das Statistik-
amt abwickeln zu lassen.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Zum Schluss dieses Tagesordnungspunktes erteile ich

dem Kollegen Andreas Jung für die CDU/CSU-Fraktion
das Wort.
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(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Andreas Jung (Konstanz) (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir

sprechen heute über die Nachhaltigkeitsstrategie der Eu-
ropäischen Union. Natürlich geht es dabei um Instru-
mente, um Verfahren und um Managementregeln.

Ich finde es wichtig, noch einmal in den Mittelpunkt
zu stellen, warum wir über diese Verfahrenswege disku-
tieren und worum es in der Sache geht. In der Sache geht
es darum, dass wir in der gesamten Europäischen Union
den Gedanken der Nachhaltigkeit voranbringen wollen.
Wir wollen dahin kommen, sagen zu können: Wir leben
in der Europäischen Union nicht auf Kosten der Zukunft.
In den Bereichen Wirtschaft und Soziales, Finanzen und
Umwelt leben wir nicht auf Kosten von morgen, sondern
berücksichtigen die Belange künftiger Generationen.

Das durchzusetzen, erfordert wiederum die Diskus-
sion über Instrumente und Verfahren. Deshalb haben wir
uns als Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Ent-
wicklung des Deutschen Bundestages mit diesen Fragen
im Hinblick auf Europa befasst. Wir machen uns stark
dafür, dass es eine Europäische Nachhaltigkeitsstrategie
gibt, die ambitioniert ist, die überzeugend ist, die in die
Mitgliedstaaten ausstrahlt und dort Wirkung entfaltet.
Das ist das Ziel. Wir stellen fest, dass auf dem Weg zu
diesem Ziel noch erhebliche Hürden zu überwinden
sind. Ich will drei Punkte kritisch herausgreifen.

Erstens. Die Indikatoren der Europäischen Nachhal-
tigkeitsstrategie sind nicht politisch diskutiert und entwi-
ckelt worden. Sie wurden quasi von Eurostat ohne de-
mokratische Rückkoppelung vorgegeben. Das ist schon
ein Geburtsfehler, weil demokratische Legitimation die
Voraussetzung für Akzeptanz ist. So werden diese Indi-
katoren die Strahlkraft, die wir uns von ihnen erhoffen,
gerade nicht entwickeln können. Ich glaube, das ist ein
Punkt, der sich ändern muss

(Dr. Valerie Wilms [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dringend!)

und bei dem die Europäische Union eine Weiterentwick-
lung betreiben sollte.

Zweitens. Die Europäische Nachhaltigkeitsstrategie
ist eine Ergänzung der Lissabon-Strategie. Es mag Sinn
machen, Synergien zu suchen, wo sie möglich sind. Das
entspricht aber nicht der Bedeutung der Nachhaltigkeit,
wie wir sie sehen. Wir glauben, dass Nachhaltigkeit der
Überbau ist – sie muss über allem stehen –, dass andere
Strategien sich hier einfügen müssen und aus diesem Ge-
danken der Nachhaltigkeit heraus zu entwickeln sind. Es
darf gerade nicht umgekehrt sein: Nachhaltigkeit als Ab-
leger von anderen Strategien. Auch das muss sich än-
dern. Die Nachhaltigkeit muss in der EU durch diese for-
male Frage stärker in den Mittelpunkt gerückt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Drittens. Letztlich ist es eine Frage der institutionel-
len Behandlung der Nachhaltigkeit. Wir glauben, dass
die Nachhaltigkeit auf europäischer Ebene im Parla-
ment, in der Kommission und im Rat auch durch ihre
formale Behandlung gestärkt werden sollte.
Ich fange an beim Parlament. Wir sind nicht in der Si-
tuation, dass wir dem Europäischen Parlament Rat-
schläge für seine interne Organisation zu geben haben.
Wir wollen aber Überzeugungsarbeit leisten und mit Eu-
ropaparlamentariern – wir haben vor kurzem das Ge-
spräch gesucht – darüber debattieren, ob sie nicht das-
selbe machen wollen wie wir im Bundestag. Wir halten
es für einen Fortschritt, dass wir einen Beirat haben, der
sich fächerübergreifend mit Nachhaltigkeit befasst und
quasi eine Wachhundfunktion übernimmt, der in allen
Fachbereichen und bei allen Materien sagt: Hier muss
Nachhaltigkeit berücksichtigt werden, hier läuft etwas
schief, und hier müssen wir etwas ändern. – So etwas
gibt es im Europäischen Parlament bislang noch nicht.
Wir würden gerne einen Impuls an die Europaparlamen-
tarier geben, dass sie diesen bei uns erfolgreichen Weg
ebenfalls gehen.

Ich nenne ein Beispiel, warum dieser Weg erfolgreich
ist. Es geht auf eine Initiative des Parlamentarischen
Beirats für nachhaltige Entwicklung zurück, dass das
Bundeskanzleramt – auf immer wiederkehrendes steti-
ges Drängen – ein eigenes Referat für Nachhaltigkeit
eingerichtet hat. Fragen aus diesem Bereich unterliegen
damit dort einer prominenten Behandlung und erlangen
eine große Bedeutung. So etwas gibt es in der Kommis-
sion der Europäischen Union bislang noch nicht. Wir
meinen, an dieser Stelle sollte ein Impuls gegeben wer-
den. Hier sollte es eine Weiterentwicklung geben, damit
der Gedanke der Nachhaltigkeit innerhalb der Kommis-
sion gestärkt wird.

(Beifall der Abg. Manfred Grund [CDU/CSU]
und Dr. Valerie Wilms [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Dasselbe gilt für die Ebene des Rates. Wir sind der
Meinung, dass im Rat eine Arbeitsgruppe „Nachhaltige
Entwicklung“ eingerichtet werden sollte, und zwar aus
denselben Gründen, die für Parlament und Kommission
gelten. Wir brauchen all dies, um die formalen Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass die Nachhaltigkeit in-
haltlich einen höheren Stellenwert in der Europäischen
Union bekommt. Wenn das alles gelingt, haben wir, so
glaube ich, auf europäischer Ebene eine überzeugende
Strategie, die mit den Nationalstaaten abgestimmt ist.
Dann können die Indikatoren und Regeln von den Natio-
nalstaaten ergänzt und übernommen werden. Dann ge-
lingt es uns in der Europäischen Union insgesamt, eine
nachhaltige Politik vernünftig umzusetzen.

Wie man an den Beispielen sieht, haben wir noch ein
gutes Stück Arbeit vor uns. Wir nehmen die Herausfor-
derung an. Die Vorlage zeigt, dass wir im Parlamentari-
schen Beirat für nachhaltige Entwicklung fraktionsüber-
greifend daran arbeiten.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und der Abg.
Dr. Valerie Wilms [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Ich schließe die Aussprache.
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Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf
der Drucksache 17/5295 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Darüber gibt es
offensichtlich keinen Streit. Dann ist die Überweisung so
beschlossen.

ten Fachwelt auf.
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Anlage 6

Zu Protokoll gegebene Rede

zur Beratung der Unterrichtung: Europäische
Nachhaltigkeitsstrategie (Tagesordnungspunkt 10)

Johannes Vogel (Lüdenscheid) (FDP): Seit fast
zwei Wochen genießen unsere mittel- und osteuropäi-
schen Nachbarn nun endlich eine entscheidende Freiheit:
die Freiheit, dort in der Europäischen Union zu arbeiten,
wo sie es selbst wollen – auch bei uns. Es ist kein Ruh-
mesblatt für die gesamte deutsche Politik gewesen, dass
wir zusammen mit Österreich die Einzigen gewesen
sind, die sämtliche Möglichkeiten ausgeschöpft haben,
um dies hinauszuzögern. Jetzt können endlich alle Men-
schen aus den am 1. Januar 2004 beigetretenen EU-Mit-
gliedstaaten auch in Deutschland nach einer Stelle su-
chen, wenn sie es denn wollen. Ich möchte das noch
einmal festhalten, weil es mir persönlich wichtig ist:
Alle diejenigen, die Ängste geschürt und nebulös vor ei-
ner Gefahr aus dem Osten gewarnt haben, sollten sich
schämen. Das war unanständig! Gut, dass damit jetzt
Schluss ist. Freizügigkeit ist eine der vier Grundfreihei-
ten der Europäischen Union, wir sollten sie achten und
uns darüber freuen, dass wir sie haben. Wir als FDP tun
das vorbehaltlos.

Die volle Arbeitnehmerfreizügigkeit ist eine Chance
und kein Grund, um Panik zu verbreiten. Wir sollten sie
als solche sehen und nicht Gefahren herbeifabulieren. Es
dürfen jetzt mehr Menschen selbst entscheiden, wo und
wie sie ihr Leben verbringen wollen, und wir als Politi-
ker sollten den Menschen diesbezüglich vertrauen, an-
statt unnötige Hürden aufzubauen. Als Europapartei be-
grüßt die FDP die Einigung des Kontinents, und wir
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begrüßen auch die fleißigen polnischen, tschechischen
und lettischen Menschen oder woher aus der Europäi-
schen Union sie auch kommen wollen, um hier zu arbei-
ten.

Weil das ein so wichtiges Thema ist, zitiere ich noch
einmal das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung, also das IAB, das in seiner Stellungnahme für
die Anhörung wirklich eindeutig gewesen ist. Das IAB
sagt klipp und klar: „Mit gravierenden negativen Aus-
wirkungen auf Arbeitsmarkt und Gesamtwirtschaft ist
demnach nicht zu rechnen.“ Das wusste auch jeder, der
sich vorher ernsthaft mit dem Thema beschäftigt hatte.
Angesichts dessen sind Ihre Panikanträge, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der SPD und von der Linken,
nichts weiter als ein unrühmlicher Versuch, auf einer
Angstwelle mitzuschwimmen, die Sie teilweise selbst zu
verantworten haben. Wenn wir zum Beispiel nach Groß-
britannien schauen, wo die Freizügigkeit bereits seit
2004 gilt, kann man überhaupt nicht von Arbeitsmarkt-
problemen reden. Und kommen Sie mir jetzt bloß nicht
mit dem Mindestlohnargument, denn für unseren nörd-
lichen Nachbarn, für Dänemark, gilt genau dasselbe, und
einen gesetzlichen Mindestlohn haben die nicht. Soziale
Verwerfungen? Fehlanzeige!

Apropos Anhörung: Die Sachverständigen waren ja
ausgesprochen klar in ihren Aussagen. Leider hat die
Opposition offensichtlich nicht zugehört. Sie hätten et-
was lernen können über die Arbeitnehmerfreizügigkeit.
Das IAB geht insgesamt von einem positiven Effekt für
unsere Wirtschaft aus. Die Geschichte der echten Ar-
beitsmigration zeigt uns, dass Zuwanderer aus den neuen
Mitgliedstaaten vor allem jung, gut ausgebildet und
hochmotiviert sein dürften. Genau solche Menschen
brauchen wir in Deutschland, gerade wegen des Fach-
kräftemangels. Hierbei rechnet das IAB mit einer Netto-
zuwanderung zwischen 100 000 und 140 000 jährlich.
Das lindert den Fachkräftemangel ein bisschen, beseitigt
ihn aber keinesfalls. Vor allem wird diese Zahl aber nicht
unseren Arbeitsmarkt beschädigen.

Abgesehen davon sind wesentliche Teile Ihrer An-
träge inzwischen vollkommen überholt. Bei der Zeitar-
beit hat die Bundesregierung kühlen Kopf bewiesen und
vorgesorgt. Ihre Hauruckmethoden hätten allen gescha-
det und keinem genützt. Dass Sie allen Ernstes die Ar-
beitnehmerfreizügigkeit zum Anlass genommen haben,
um Ihrem üblichen Zerstörungswahn gegenüber der
Zeitarbeitsbranche freien Lauf zu lassen, ist wirklich un-
angemessen.

In dieser Branche sind heute fast eine Million Men-
schen beschäftigt. Die Zeitarbeit hat wie keine andere
Branche Menschen eine Perspektive auf dem Arbeits-
markt eröffnet. Die konjunkturelle Entwicklung wird
sich im Übrigen jetzt wieder abflachen. Ich vermute,
dass sich die Beschäftigtenzahlen in der Branche stabili-
sieren werden. Schon jetzt hören wir ja davon, dass es
die Zeitarbeit schwer hat, neue Mitarbeiter zu finden.
Kurzum, hier tritt genau das ein, was wir immer voraus-
gesagt hatten. Und das, was Sie immer vorausgesagt hat-
ten, tritt genau nicht ein.
Ich bin der festen Überzeugung, dass Zeitarbeit nicht
zur Abwicklung von Stammbelegschaften führen darf –
das tut sie aber auch nicht. Beim Thema Equal Pay wird
ja schon dort an einer Lösung gearbeitet, wo dies auch
gemacht werden soll, nämlich in der Branche selbst.
Auch da bin ich optimistisch, dass wir bald einen guten
Kompromiss sehen werden. Ich halte dies für eine ver-
nünftige und liberale Lösung. Wir waren auf die Arbeit-
nehmerfreizügigkeit gut vorbereitet. Wirklich witzlos ist
dann schließlich Ihre Verknüpfung der Arbeitnehmer-
freizügigkeit mit der Mindestlohnfrage. Das ist einfach
ein völlig herbeikonstruierter Zusammenhang. Wir ha-
ben ein gut funktionierendes Tarifsystem. Das zeigt sich
ja auch gerade dort, wo besonders niedrige Löhne ge-
zahlt werden und auch keine höheren zu erwirtschaften
sind, beispielsweise bei den Gebäudereinigern. Aber das
wissen Sie ja besser als ich. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der SPD, ihre neueste Auftragsstudie zum
Thema war ja wieder einmal eine Offenbarung. Eine
neue Runde im fröhlichen Mindestlohndreisatz. Be-
schäftigungseffekte lieber einmal ausgespart, wer will
sich dazu schon Gedanken machen. Ich sage Ihnen: Das
ist Arbeitsmarktpolitik aus der linken Mottenkiste –
kommen Sie lieber mal in der Gegenwart an. Bei uns
sieht man jetzt, was im Endeffekt rauskommen kann:
neue Chancen, weniger Bürokratie und vernünftige
Maßnahmen für den Arbeitsmarkt, da, wo sie notwendig
sind.

Aber: Bis zum Jahr 2025 werden uns fünf bis sechs
Millionen Erwerbstätige fehlen. Schon heute suchen Fir-
men händeringend nach Fachkräften, vor allem in mathe-
matischen, technischen sowie naturwissenschaftlichen
Berufen. Und ich sage Ihnen: Ein fehlender Ingenieur im
Betrieb gefährdet weitere Arbeitsplätze. Deswegen müs-
sen wir alle inländischen Potenziale ausschöpfen und bei
der Steuerung der Zuwanderung besser werden. Wir
brauchen mehr Zuwanderung, sonst kommen wir ein-
fach in Teufels Küche. Nur wenn wir gleichzeitig im In-
land wie im Ausland nach qualifizierten Fachkräften su-
chen, werden wir die entsprechende Lücke schließen
können.

Zum Schluss möchte ich noch mal auf die Chancen
der Freizügigkeit zurückkommen. Durch die Europäi-
sche Union profitiert Deutschland immens. Wir können
aber nicht auf der einen Seite Nutznießer sein wollen
und uns auf der anderen Seite abschotten. Genau diesen
Geist atmen aber Ihre Anträge, das hat für mich auch die
Diskussion im Ausschuss gezeigt. Deswegen bleibt es
auch dabei: Wir lehnen Ihre Anträge ab. 
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